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2 13/88.

Ein dekBarierter Zusammenbruch des bisherigen Wertsystems
im sowjetischen Schulunterricht

ZB

Schluss mit der Geschichte

Es ist schwer, einen Ausdruck zu finden, der
dem Äusmass an Eingeständnis gerecht
würde: In den sowjetischen Primär- und
Mittelschulen hat man die Prüfungen in
Geschichte und Gesellschaftskunde
abgeschafft, weil man die Kinder nicht länger über
gelogene Sachverhalte abfragen will. So ge¬

waltig sind schon die greifbaren Folgen des
Umdenkens, mag auch die wirtschaftsbezo-
gene Perestrojka in ihren vielen Widersprüchen

verklebt scheinen. Was weitaus am
meisten zählt, das ist der Mentalitätswandel.
Georg Bruderer berichtet über die neue
Schulsituation.

Jahrelang haben wir über die Geschichtsfälschungen

in der Sowjetunion geschrieben und
über die Lügen, die im Rahmen des
Geschichtsunterrichts an den Schulen den Schülern

eingetrichtert werden. Genauso wie unsere
Schilderungen der Verfolgungen von
Andersdenkenden, der katastrophalen Misswirtschaft,
der Mängel im vielgepriesenen Gesundheitswesen,

der Parteizensur in der Literatur usw.
wurde auch unsere Behauptung einer sowjetischen

Geschichtsfälschung als «einseitige,
unobjektive Schwarzmalerei» bezeichnet.

Heute wird der sowjetische Geschichtsunterricht

offiziell als «Irreführung einer Generation

In dieser Nummer

nach der anderen und Vergiftung des Geistes
und der Seele durch Lügen» bezeichnet. So in
einem Leitartikel der Regierungszeitung «Is-
westija» (10. 6. 1988).

Obschon kein offizielles Dekret veröffentlicht
wurde, berichtet die Zeitung über die diesjährige

Abschaffung der Prüfungen in Geschichte
und Gesellschaftskunde (Parteigeschichte und
Geschichte des Sowjetstaates) an allen sowjetischen

Schulen. Dies betrifft auch die
Maturitätsprüfungen. Nachdem man also die Schüler
jahrelang in Geschichte und Parteigeschichte
unterrichtet hat, wird es jetzt im Maturitätszeugnis

bei beiden diesen Fächern nur leere
Zeilen geben.

Am 1. September beginnt in der Sowjetunion
das neue Schuljahr, und es ist klar, dass in zwei
Monaten keine neuen Lehrbücher fertiggestellt
werden können. Der Leitartikel empfiehlt
deshalb als Notlösung die Verwendung von
zahlreichen Zeitungsbeiträgen geschichtskritischen
Inhalts in Form von Broschüren als Lehrmittelersatz.
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«Alle, die Lehrer, die Eltern, die Schüler, können

nur Erleichterung empfinden und
Dankbarkeit jenen gegenüber, die den Mut hatten,
diese Prüfungen abzuschaffen.» Obschon alle

paar Tage die Beschlüsse der Parteiführung
über politisch viel weniger wichtige Dinge
veröffentlicht werden, verheimlicht man in diesem
Fall aus unerklärlichen Gründen die Autorenschaft.

Die Begründung der Massnahme wird
hingegen offen dargelegt: «Gewaltig, uner-
messlich ist die Schuld jener, die viele Generationen

irregeführt haben Es ist unmöglich,
heute Geschichte und Gesellschaftskunde nach
den Lehrbüchern und Unterlagen zu lernen
und zu unterrichten, die heute vorhanden
sind.»

Eine Karikatur ohne Worte aus der Moskauer
Illustrierten «Ogonjok».
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Künftig in den Geschichtsbüchern mit der
richtigen Wertung? Der Hitler-Stalin-Pakt von
1939, den man bis jetzt, soweit man ihn
überhaupt nennt, als «weitsichtigen Entschluss»
interpretiert.

Der Schlussteil des Leitartikels erinnert uns an
andere schwierige und schmerzliche Prozesse
der Vergangenheitsbewältigung: «Die
Geschichtsprüfungen lassen sich abschaffen, auch
wenn das schwer und schmerzlich ist. Die
Geschichte selbst können wir aber nicht abschaffen.

Jeder von uns ist ein Teil dieser
Geschichte. Heute ernten wir die bitteren Früchte
der eigenen moralischen Nachgiebigkeit; wir
bezahlen dafür, dass wir erlaubt haben, uns zur
stillschweigenden Förderung all jener Entwicklungen

zu verführen, die uns heute erröten ma-

Wiederbelebungsversuch an einem gestürzten
Denkmal. («Moscow News», Nr. 25/1988)

chen, so dass wir nicht wissen, was wir unseren
Kindern antworten sollen.»

Mit der Abschaffung der Geschichtsprüfungen
verhält es sich genauso wie mit anderen nicht
völlig konsequenten Erscheinungen von
Perestrojka und Glasnost: Die Abschlussprüfungen
an den Schulen werden abgeschafft, aber die
gleichen Prüfungen in Geschichte und
Gesellschaftskunde bleiben als Aufnahmeprüfungen
an den Hochschulen. Für die Hochschulen sind
also die irreführenden und lügenhaften
Darstellungen der Geschichte gut genug, falls wirklich

das verlangt werden sollte - widersinnig
und kontraproduktiv, aber typisch für die heutige

Reformbewegung in der Sowjetunion.
Entweder wurde die Reform nicht bis zur letzten
Konsequenz durchdacht (wie der Antialkohol-
beschluss, der zu einer gewaltigen Zunahme
der Schwarzbrennerei und zu einem Zuckermangel

führte, oder wie das offiziell geförderte
private Kleingewerbe, das aber gleichzeitig mit
übermässigen Steuern belegt und «erstickt»
wird), oder dann hat eine Amtsstelle zusätzliche

Hindernisse auf den Weg zur Reform
gelegt.

Im Beitrag der Zeitung «Iswestija» (14. 6. 1988)
über die Beibehaltung der Aufnahmeprüfungen
in Geschichte und Gesellschaftskunde wird die
Hoffnung ausgesprochen, dass die Kandidaten
die laufenden Diskussionen und Zeitungsbeiträge

verfolgen und ihre Intelligenz durch
Hinweise auf die Aussagen Gorbatschows in seinen
Reden beweisen können. Was doch hoffen
lässt, dass die Aufnahmeprüfungen dann eben

nicht im alten Stil erfolgen. Georg Bruderer

Und Lenin?

Das ungefähr letzte Grosstabu der
Sowjetöffentlichkeit heisst Lenin, aber auszufransen
beginnt es auch schon. Da wird Lenin auf eine

völlig neue Art für seine Grösse gelobt: So

gross war er in der Tat, dass er die von ihm
begangenen schweren Fehler eingesehen und
korrigiert hat. Da wackelt das Denkmal.

Zu bewundern ist'die neodialektische Übung in
der Mainummer der literarischen Monatszeitschrift

«Nowi mir» (die jeweils in Form und
Umfang einer dicken Broschüre erscheint). Autor

des betreffenden Beitrages ist der
Wirtschaftsjournalist Wassili Seljunin. Er wirft Lenin

vor, mit seiner Politik des «Kriegskommunismus»

die Hungersnot von 1920/21 verursacht

und einen Präzedenzfall für Stalins spätere

brutale Kollektivierungskampagne
geschaffen zu haben. Indessen habe Lenin seinen
Fehler selber sehr bald eingesehen und durch
die Neue Ökonomische Politik (NEP) korrigiert.

Unsere Meinung.

Die jetzige Parteikonferenz in Moskau muss sich
mit Begriffen befassen, die für das System neu
sind. Dazu gehört der Begriff der Rechtsstaatlichkeit.

Die Ideologie kannte ihn bisher nur als

Feindbegriff, als gelogenen Anspruch der bour-
geoisen Demokratie, die dergleichen tue, als
gebe es ein Recht, das über den Klassen stehe.

Der Schritt von der «sozialistischen Gesetzlichkeit»

(Gesetzlichkeit im interesse des
Sozialismus) zum «sozialistischen Rechtsstaat»
(Rechtsstaat auch im Sozialismus) ist deshalb
grösser, als man zunächst meint. Er lässt die
dialektisch interpretierbare Relativierung hinter

sich und nähert sich der Auffassung von
einem Recht, das als solches verbindliche
Geltung haben muss.

Die neue Denklage ergibt sich aus der achten
ZK-These zur Konferenz:

«Der Prozess der konsequenten Demokratisierung

der sowjetischen Gesellschaft muss die
Schaffung des sozialistischen Rechtsstaates als
eine Form der Organisation und Ausübung
politischer Macht vollenden, die der sozialistischen

Demokratie vollständig entspricht. Sein

Grundzug ist die höchste Autorität und der
Triumph des Gesetzes, das den Willen des Volkes

zum Ausdruck bringt. Die Organe des Staates

und der Partei müssen sich strikt an die
rechtlichen Grundlagen halten.

Mit der zusätzlichen Charakterisierung unseres
Staates des ganzen Volkes (dieser Begriff ersetzt
seit dem Parteikongress von 1961 den Begriffdes

Arbeiterstaates) als Rechtsstaat muss ein weiteres

Mal unterstrichen werden, dass nicht nur
die Bürger gegenüber dem Staat Verantwortung

tragen, sondern auch der Staat gegenüber
den Bürgern Verantwortung trägt. Er ist
verpflichtet, ständig dafür zu sorgen, dass die
Garantien für Rechte und Freiheiten der sowjetischen

Menschen verstärkt werden.»

Insbesondere müsse der Staat dafür sorgen,
dass die verfassungsmässigen Freiheiten von
den Bürgern auch materiell und rechtlich
wahrgenommen werden könnten. Das zielt auf den

bisherigen Zustand von verfassungsmässigen
Freiheiten ohne entsprechende Möglichkeit zu
ihrer faktischen oder gesetzlichen Beanspruchung,

und die mitgelieferten Stichworte
verdeutlichen das: Rede-, Presse-, Versammlungsund

Kundgebungsfreiheit, die Freiheit zur
Durchführung von Strassenumzügen und
Demonstrationen sowie Gewissensfreiheit.

Das ist eine Bekundung, die soweit den
sowjetischen Rechtsstaat weder schon schafft noch
garantiert. Aber weil sie sich gegen den gehabten

gelogenen Umgang mit den Verfassungsfreiheiten

wendet, drückt sie tatsächlich den
Willen aus, es anders zu machen.

Christian Brügger
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